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verdonnerte Liechtenstein
unter anderem dazu, den
Profiteuren des Steuerdum-
pings Steuernachforderun-
gen zuzustellen. 

In Liechtenstein fordert
die Finanzaufsicht
weniger Transparenz 
Die Swisscom focht das Ur-
teil an – erfolglos: Sie musste
2010 erhebliche Steuernach-
zahlungen leisten. Wie hoch
die Summe war, sagt die
Swisscom nicht. Die liech-
tensteinische SBB-Tochter
habe 320408 Franken nach -
zahlen müssen, sagen die
SBB. Laut Angaben der Post
hat ihre Rückversicherungs-
gesellschaft nichts nachzah-
len müssen, da sie keine Ge-
winne ausgewiesen habe.

Liechtenstein erhöhte ab
2011 aufgrund des Urteils
die Steuersätze für solche
Unternehmen. Deshalb sa-
gen Swisscom, Post und
SBB, dass sie heute in Liech-
tenstein keine Steuern mehr
sparen würden. Die Steuer-
sätze seien nun fast gleich
hoch wie in der Schweiz.
Deshalb seien liechtenstei-
nische Konzerntöchter völ-
lig unproblematisch. 

Das stimmt nicht ganz: Im
Vergleich zu Zug oder Zü-
rich ergibt sich heute noch
eine Steuerersparnis. Die
Swisscom sagt, in Kantonen
wie Nidwalden sei der
 Steuerfuss gleich hoch wie
in Liechtenstein. Post und
SBB argumentieren ähnlich. 

Von Nutzen ist den Unter-
nehmen zudem die Intrans-
parenz, die das Fürstentum
ermöglicht. In der Schweiz
würde die Finanzmarktauf-

Der Sitz von Swiss-
com Re befindet
sich 750 Meter hin-

ter der Schweizer Grenze in
Vaduz. Briefe werden von
 einem liechtensteinischen
Treuhänder in Empfang ge-
nommen. Im selben Gebäu-
de sind Firmen registriert,
die Namen tragen wie Allied
Finance Trust, Royal Crown
Anstalt oder Orthinvest. 

Swisscom Re ist die kon-
zerninterne Rückversiche-
rung des Swisscom-Kon-
zerns. Viele Schweizer Un-
ternehmen unterhalten sol-
che Tochterfirmen in Steuer-
paradiesen. Roche etwa auf
den Bermudas, die Swatch
Group in Luxemburg oder
Alpiq auf der englischen Ka-
nalinsel Guernsey. 

Auch die schweizerische
Post und die SBB, beide zu
100 Prozent im Besitz der
Eidgenossenschaft, unter-
halten solche Konstrukte:
Die SBB gründeten 2002 in
Liechtenstein die SBB Insu-
rance AG. Die Post folgte
2008 mit der Swiss Post In-
surance AG. Swisscom, die
heute noch zu 51 Prozent
dem Bund gehört, ist bereits
seit 1998 vor Ort. Zweck der
Sache: Die Bundesunter -
nehmen wollten die Ge-
winnsteuern der Schweiz
umgehen. 

Die Gründung der Gesell-
schaften sorgte damals für
Kritik. Bundesrat Pascal
Couchepin nannte das Vor-
gehen der SBB «gefährlich».
Zu weit könnten die SBB

nicht gehen, sonst würden
sie das Vertrauen von Parla-
ment und Volk verlieren,
sagte er in einem Interview.
Finanzminister Kaspar Villi-
ger meinte, die Gründung
der Swisscom-Tochter in
Liechtenstein hätte ein
«Gschmäckli». «Das war le-
gal. Aber es war nicht hoch-
elegant und hat mich verär-
gert», sagte er 2001 dem
 «Tages-Anzeiger».

Laut Bundesrat pro Jahr
bis 10 Millionen Franken
Steuern gespart 
LautAntwortdesBundesrats
auf eine parlamentarische
Anfrage zahlte Swisscom
dank dem Konstrukt pro
Jahr rund 5 bis 10 Millionen
Franken weniger Steuern.

Das heisst: Swisscom sparte
zwischen 1998 und 2010
mit der liechtensteinischen
Tochter zwischen 65 und 130
Millionen Franken Steuern.
Swisscom sagt, die tatsäch-
lich erzielte Steuereinspa-
rung in dieser Periode liege
«deutlich» unter 65 Millio-
nen Franken. Eine Summe
nennt sie jedoch nicht.

Nach dem Beitritt Liech-
tensteins zum Europäischen
Wirtschaftsraum EWR ge-
riet die Steuerdumpingpoli-
tik des Fürstentums unter
die Räder. Die EWR-Über-
wachungsbehörde urteilte
am 24. März 2010, dass die
enorm tiefen Steuersätze
für Rückversicherungsge-
sellschaften gegen den
EWR-Vertrag verstossen. Sie

Immer noch Geschäfte mit «Gschm

Die Bundesbetriebe
Swisscom, Post und
SBB unterhalten
Tochtergesellschaf-
ten im Fürstentum
Liechtenstein. Und
sparen so Steuern.

Pflugstrasse 7, Vaduz: Briefkastenfirmen von SBB und Post
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SBB-Kreditkarte:
Fragwürdige AGB

sicht detaillierte Zahlen zu
den Konstrukten offenle-
gen. Liechtenstein macht
das nicht. In den Geschäfts-
berichten der drei staats -
nahen Unternehmen wer-
den die liechtensteinischen
Töchter bestmöglich ver-
schwiegen. Sie tauchen nur
im Beteiligungsverzeichnis
des Finanzberichts auf. 

Swisscom und Post legen
auch auf Nachfrage von
 saldo keine Zahlen offen.
 Bekannt ist nur das Grund-
kapital. Die Swisscom Re ist
mit 5 Millionen Franken
dotiert, die Swiss Post Insu-
rance mit 30 Millionen
Franken. In Zug oder Zü-
rich müssten die Swisscom
und die Post dieses Grund-
kapital sowie zusätzliche
Reserven ver steuern – in
Liechtenstein nicht. 

SBB Insurance AG
zahlt weder Gewinn-
noch Kapitalsteuer 
Die SBB liefern saldo die
Eckdaten der liechtenstei-
nischen Gesellschaft. Die
SBB Insurance AG kassierte
2014 von den SBB Nettoprä-
mien in Höhe von 17,5 Mil-
lionen Franken und erwirt-
schaftete damit einen Ge-
winn von 940 000 Franken.
Dieser Gewinn wurde den
Schwankungsreserven zu-
geschlagen, die nun 6,6 Mil-
lionen Franken betragen.
Dazu kommen Gewinn -
reserven von 31,4 Millionen
und Rückstellungen von
23,9 Millionen Franken.
Das Grundkapital beträgt
12,5 Millionen Franken. 

Insgesamt bunkern folg-
lich allein die SBB 74,4 Mil-

lionen Franken in Liechten-
stein. Kapitalsteuern kennt
das Ländle nicht. Und da
die SBB-Gesellschaft kei-
nen Gewinn ausweisen,
sind die Millionen steuer-
frei. Die liechtensteinische
Steuerverwaltung verlangt
lediglich eine Mindeststeu-
er von 1200 Franken. 

Die drei Unternehmen
sagen, es gebe keine steuer-
lichen Gründe für den
liechtensteinischen Sitz der
Töchter. Die Post sagt, dass
sie bis 2011 als Bundesan-
stalt steuerbefreit gewesen
sei, weshalb sie bis dahin
gar keine Steuern hätte spa-
ren können. Alle drei Fir-
men begründen die Ansied-
lung mit der EWR-Mit-
gliedschaft Liechtensteins.
So könne man Risiken so-
wohl in der Schweiz wie
auch in der EU einfach ver-
sichern. Nur: Dies wäre
auch mit einem Schweizer
Sitz möglich, wie die Rück-
versicherungen von Nestlé
oder Liebherr beweisen. 

Praktisch ist für die
staatsnahen Betriebe zu-
dem: In Liechtenstein kön-
nen sie sich teilweise selbst
überwachen. So wird das
Geschäft der Swisscom Re
durch den Treuhänder
Bernhard Lampert betreut.
Er sitzt laut Handelsregis-
ter zugleich im Verwal-
tungsrat der Swisscom Re
und der liechtensteinischen
Finanzmarktaufsicht. Und
diese soll etwa verhindern,
dass die Swisscom-Tochter
als Versicherungsprämien
getarnte Gewinne nach
Liechtenstein verschiebt.     
                                   Yves Demuth

Inhaber von SBB-Kre-
ditkarten müssen sich
wohl an einen ruppi-

gen Umgang gewöhnen.
Die Herausgeberin Bonus-
Card.ch AG teilte ihnen
Ende Februar kurzfristig
mit, sie müssten für Papier-
rechnungen künftig pro
Jahr 24 Franken bezahlen
(saldo 4/15).  

Abänderungsrecht in
dieser Form unhaltbar 
saldo riet jenen, die damit
nicht einverstanden waren,
Bonuscard mitzuteilen,
dass sie am bisherigen Ver-
trag festhalten. In der Ant-
wort von Bonuscard heisst
es in der Betreffzeile: «Ihre
Kündigung.» Nur: Diese
Kunden hatten ja gerade
nicht gekündigt. Also darf
Bonuscard auch keine Kün-
digung bestätigen.

In den Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen (AGB)

behält sich Bonuscard  ein-
seitige Vertragsänderungen
vor. Darin heisst es:  «Der
Herausgeber behält sich die
jederzeitige Änderung die-
ser AGB vor. Änderungen
werden schriftlich oder
in anderer angemessener
Form mitgeteilt und gelten
als genehmigt, falls die Kar-
te nicht vor Inkrafttreten
der Änderung  dem Her-
ausgeber zurückgegeben
wird.»

Diese Klausel dürfte ge-
gen das Gesetz verstossen.
Denn laut Gesetz ist die Ver-
wendung von AGB unlau-
ter, die «in Treu und Glau-
ben verletzender Weise ein
erhebliches und ungerecht-
fertigtes Missverhältnis der
vertraglichen Rechte und
Pflichten zum Nachteil der
Konsumenten vorsehen». 

Helmut Heiss, Professor
für Privatrecht an der Uni-
versität Zürich, kritisiert:

Die Klausel gebe dem Un-
ternehmen eine «unbe-
schränkte Möglichkeit, die
anwendbaren Gebühren
anzupassen». Das sei be-
denklich. Zudem würden in
der Klausel keine Kriterien
genannt, nach denen eine
solche AGB-Änderung er-
folgen soll.

Musterbrief für
Betroffene verfügbar
In Deutschland wäre eine
solche Klausel ungültig.
Das hält ein Urteil des Bun-
desgerichtshofs von 1999
fest (BGH IV ZR 218/97). Da-
rin heisst es sinngemäss:
Ein Änderungsvorbehalt ist
nur dann rechtswirksam,
wenn die Voraussetzungen,
unter denen eine AGB-
 Änderung zulässig sein soll,
ausdrücklich genannt sind.
Das fehlt bei den AGB von
Bonuscard völlig. 

saldo hat  einen Muster-
brief bereitgestellt. Damit
können Sie verlangen, dass
die Kreditkarte per sofort
kostenlos entsperrt wird.
Download: www.saldo.ch
% Service % Musterbriefe.

                              Gloria Godoy

SBB-Kreditkarteninhabern, die mit den
neuen Gebühren für die Papierrechnung
nicht  einverstanden waren, wurde die Karte
gesperrt. Das ist rechtlich bedenklich.

    hmäckli»

SBB-Kunden:
Kreditkarte
plötzlich gesperrt




